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NPM wider den sozial¬
demokratischen Ausbau
der rechts- und sozial¬
staatlichen Demokratie?
Die Sozialdemokratie hat beule in allen
wesentlichen Bereichen derStaatstätigkeit
ein Interesse an wirksamen öffentlichen
Politiken. Als massgebliche politische Kraft
vertritt sie nicht potente wirtschaftliche
Gruppen, sondern vielmehr die Interessen
jener, die unter kollektiven Problemen zu
leiden haben, die aufgesellschaftsrelevan¬
te Verhaltensweisen mächtiger Gruppen
Peter Knoepfel
zurückgehen. Sie kann sich von der Pro¬
blembeseitigung durch wirksame öffentli¬
che Politiken eine Verbesserung der Positi¬
on ihrer Klientel versprechen. Jedenfalls in
den grossen kontroversen Politikbereichen
befindet sich das Wälllerreservoir der sozi¬
aldemokratischen Partei bei den Problein-
betroffenen und nicht bei den Problemver-
ursachern.
I nter dieser Perspektive bedeutet wirksa¬
me Umsetzung von Politik die Generie¬
rung von staatlichen Politikprodukten
(Outputs), die geeignet sind, das Verhallen
der Zielgruppen in der Weise zu ändern,
dass dadurch das von der Politik anvisierte
kollektive Problem gemildert oder besei¬
tigt wird. Dadurch soll erklärtermassen die
Position der Problembetroffetten verbes¬
sert werden. Koalitionen zwischen Pro-
blembetroffenen und staatlichen Akteuren
im Prozess der Poliliktimsetziing sind da¬
her meist wirksamkeitsfördernd. weil sie
<lie Position des Staates gegenüber den
Zielgruppen verstärken. Trotz ihrer öko¬
nomischen Macht sind die Zielgruppen
numerisch meist erheblich kleiner als das
grosse Heer der von kollektiven Problemen
Betroffenen. Darin liegt die Chance demo¬
kratischer Politikgenerierung und Politik¬
umsetzung; auch diese letztere stellt einen
genuin politischen Prozess dar. der politi¬
sche Bewertungen seizi und damit politi¬
scher Steuerung und Kontrolle bedarf.
Auch dieses umsetzende Management öf¬
fentlicher Politiken ist und bleibt ein hoch¬
politischer und damit demokratisch zu
kontrollierender Prozess. der rechts- und
sozialstaatlichen Grundsätzen unterste¬
hen muss.
Wirksame Politikumsetzung setzt
politische Ressourcensteuerung
Die wirksame Lösung kollektiver Proble¬
me setzt einen ökonomischen l ingaiig mit
den definitionsgemäss beschränkten öf¬
fentlichen Ressourcen voraus. Denn Res-
sourcenverschleiss bedeutel in dei'Ökolo¬
gie gleichermassen wie in der Politik
Raubbau an meist nur schwer regenerier¬
baren Ressourcen. Mangelhafte Ressour-
cenausstattung an der einen infolge nicht¬
sparsamen Einsatzes an der anderen Stelle
bringt die bestgemeinte öffentliche Politik
zur Strecke. Darüber sind sich wohl alle
politischen Lager einig. Weniger Einmü¬
tigkeit dürfte heute indessen darüber be¬
stehen, was als öffentliche Ressource anzu¬
sehenist. Leider isl dabei in aller Regel nur
vom lieben Geld die Rede. Dabei vergisst
man mindestens folgende sieben ebenso
Rote Revue 1/97 11
j±\* 1mm¦*im
r../ i* « ->s* H^ tt*-*&,. *:^».^*1 »-- >v*r*.¦*
•tJ&ärtjfr* "Ifk m¦ *v..« *»¦ 5
»Cä^^ ,*.^^TftwT M?*« s 7il m -*- - -^. -s- >-
•:nri>wwW/Ml
»III sffiI1
¦PS
JS ft£ I l5^
:!'i
1ii JJwrff
>mn
hmrmt ww s¦Jte v^V&. *:^ «H
'2*3s. s
,ÄS
wisa'¦il k*
-^3^ K¦¦» J8E
- XJ- 5W
Sftm •m
mi ^ii ü £&K
1 <s
M
1
I l
I
NPM verkennt
die fundamen¬
talen Spielregeln
des Politik¬
managements.
limitierten und wertvollen öffentliche Res¬
sourcen:
• das Recht, für dessen Setzung der Staat
ein Monopol hat, iiiici tlas mehr oder
weniger einschneidende und für Staat
oder Gesellschaft unterschiedlich kost¬
spielige Zielgruppenbelastungen zu¬
lässt;
• die Information, das Know-How und
das VV issen über die Konstitution öffent¬
licher Probleme und die Art der Wirk¬
samkeit verschiedener Problemlösungs¬
instrumente;
• die Organisation staatlicher und nicht-
staatlicher Akteure, die über die Kom¬
petenzordnung und über prozedurale
Vorschriften das Gewicht der einzelnen
Akteure im Politikprozess massgeblich
bestimmt;
• mehr oder weniger motiviertes, qualifi¬
ziertes etc. Personal, tlas gerade bei zu¬
nehmend technisierten Politiken einem
erhöhten Professionalisierungsdruck
ausgesetzt ist;
• ein minimal erforderlicher Konsens sei¬
tens der Ziel- und der Betraffenengrup-
pen über Sinn und Qualität der Politik¬
produkte:
• Zeit, deren Kehlen, etwa in Krisenlagen,
oft zum einschränkenden Kaktor für tlie
Wirksamkeit öffentlicher Politiken wird:
• politischer Grundkonsens über die Gül¬
tigkeit einer öffentlichen Politik, der bei
Kehlleistungen an der Wirkungsfront
wie Schriee an der Sonne schmelzen
kann.
sourcen Personal. Recht oder Zielgrup¬
pen-bzw. Betroffenenkonsens teilweise die
Ressource Geld ersetzen, oder der Bedarf
tler Ressource Zeit lässt sich durch ein
System leicht abrufbaren, z. B. computer¬
gestützten Wissens reduzieren. Ebenso
dürfte die Ressource Zielgruppen- und
Betroffenenkonsens teilweise durch Recht
(«hartes Durchgreifen») oder durch Old
f Kompensationszahlungen) ersetzbar sein.
nach den Prinzipien der recht- und
sozialstaatlichen Demokratie voraus
Bei tler feingliedrigen Austarierimg des
Anteils dieser Ressourcen an der konkre¬
ten Dotation öffentlicher Politiken spielen
das Rechts- und Sozialstaats- sowie das
Demokratieprinzip eine zentralen Rolle.
Indem sich das New Public Management in
der Praxis einseitig nur auf Teilaspckte -
einzelner
-
Ressourcen und ihrer Kombi¬
nation konzentriert und die grundlegende¬
re Ebene der fundamentalen Spiehegeln
dieses Politikmanagements verkennt, füh¬
ren viele konkreten Ausgestaltungen die¬
ses «neuen» Managementtyps zum Gegen¬
teil dessen, was als wirksame Politiken
bezeichnet werden kann. Denn tler tiefer¬
liegende Sinn dieser drei Prinzipien liegt
auch aus historischer Sicht geratle darin,
durch geeignete Ressourcenverteilung die
Voraussetzungen für die Wirksamkeit öf¬
fentlicher Politiken zu schaffen:
• Der Sinn des Demokratieprinzips liegt
darin, die Ressourcen Recht und politi¬
scher Grundkonsens von Zeit zu Zeit zu
erneuern und auf diese Weise auch den
Zielgruppen- und Betroffenkonsens an¬
zuheben, ohne den wirksame Politik-
umsetzung wohl kaum möglich ist.
Gefordert ist ein sparsamer Ressourcen-
tmd nicht (nur) ein sparsamer Gehlein¬
satz. Bekanntlich besteht unter den Res¬
sourcen zumindest teilweise ein Substitu¬
tionsverhältnis. So können etwa die Res-
• Das Rechtsstaatsprinzip stärkt die Res¬
source Recht gegenüber konkurriereit-a r»
den Ressourcen (etwa: Personal, Geld
oder Zielgruppen- bzw. Betroffenen¬
konsens) im Interesse von jeweiligen
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Minderheiten und deren Zukunftsdis¬
positionen. Dadurch entstehen stabili¬
sierte Erwartungshaltungen, die für
nachhaltige Verhaltensänderungen ver¬
mutlich unabdingbar sind.
• Das Sozialstaatsprinzip soll meines Er¬
achtens in erster Linie einen gleichheit¬
lichen Anspruch tler verschiedenen
Ziel- und Betroffenengruppen im Zu¬
griff auf (alle) staatlichen Ressourcen
und an tler Verteilung der damit produ¬
zierten Politikprodukte sicherstellen.
Der von mir behauptete Demokratie-.
Rechtsstaat- und Sozialstaatsabbau, der
in vielen Spielarten des NPVI auf einer
reduktionistischen Betrachtungsweise öf¬
fentlicher Ressourcen beruht, ist geeignet,
wirksame öffentliche Politiken zu verhin¬
dern.
Demokratie ist mehr als Output¬
steuerung
Zwischen Art, Ausgestaltung und Einsatz¬
weise der Produktionsressourcen und den
Produkten selbst besteht ein unzertrennli¬
cher Zusammenhang. Ob ich etwa den
Krlass von Restwasserverfügtmgen im Ge-
wässerschutz einem Amt für l inwell-
scliutz oder der an der Steigerung der
Energieproduktion interessierten Ener¬
gieverwaltung übertrage, wird das Resul¬
tat auch dann massgeblich beeinflussen,
wenn tlie materiellrechtlichen Regelungen
sehr detailliert sind.
Dasselbe gilt aber auch für tlie Ressource
Zeit, die für öffentliche Politiken mitunter
geradezu die wichtigste Grösse darstellt:
Ob wir das Ozonloch im Jahre 2200 oder
im Jahre 2010 wieder gefüllt haben, oder
wann Automobile etwa mit Katalysatoren
auszustatten sind, ist auch in tler politi¬
schen Debatte meist umstrittener als das
Postulal an sich. Bei der Ressource Perso¬
nal konmil die politische Tragweite nicht
nur in der politischen Wahl der Spitzen tler
Verwaltung, sondern auch in tler zuneh¬
menden Politisierung der Ernennung von
Spitzenbeamten zum Ausdruck. Erstaun¬
licherweise wird die politische Tragweite
dieser lnput- und Prozessteuerung von
den Vertretern tlcs NPVI zumindest impli¬
zit nicht negiert; gleichwohl limitieren sie
in der Praxis tue Inputsteuerung auf tlie
Ressource Geld (Globalbudget).
In tler Demokratie, so besagt ein alter Satz,
sind grundlegende Entscheidungen durch
die Parlamente (und das Volk), bloss aus¬
führende «Feinsteuerungsentscheidungen»
durch Regierungen und Verwaltungen zu
treffen. Nach dem Gesagten ist tlie Dotati¬
on öffentlicher Politiken mit einem be¬
stimmten Set öffentlicher Ressourcen und
nicht nur mit der Ressource Geld und
(materielles) Recht zweifellos eine wesent¬
liche Entscheidung, weshalb tlie Parla¬
mente daran zu beteiligen sind. Diese weit¬
gehend an Regierung tmd Verwaltung zu
delegieren, bedeutet nichts anderes als ei¬
nen Verlust an demokratischer Substanz
unserer Gemeinwesen. Ils ist daher bei¬
spielsweise unverständlich, weshalb auch
sozialdemokratische Politiker jene Be¬
stimmung im (vom Volk im Juni 1('()()
verworfenen) Bundesgesetz über die Orga¬
nisation der Bundesverwaltung diskussi¬
onslos akzeptierten, die praktisch die ge¬
samte dem Parlament nach allem Recht
noch verbliebene Organisationshoheit an
den Bundesrat delegierte. Die Organisati¬
on der Staatsverwaltung ist keine operati¬
ve, strategische oder metastrategische
Komponente, sondern ganz einlach eine
konstitutive strategische Konstante öf¬
fentlicher Politik. Die lendenz zur Delega¬
tion wesentlicher (nichtmonetärer) Res-
sourcen(input)steuerung an die Regierun¬
gen widerspricht meines Erachtens dem
sozialdemokratischen Postulat nach ei¬
nem Ausbau demokratischer Substanz
unserer öffentlichen Gemeinwesen.
Viele Spielarten
des NPM
sind geeignet,
wirksame
öffentlichen
Politiken zu
verhindern.
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In der NPM-
Praxis fällt auf,
dass sich unter
den Kunden öfter
die problemver¬
ursachenden
Zielgruppen
befinden als die
Problem¬
betroffenen.
oder Kundendemokratie
Ls herrscht beute eine grosse Konfusion
über den Begriff «Kunde». Daraus dürften
wohl einmal mehr jene siegreich hervorge¬
hen, die sich am lautstärksten manifestie¬
ren. Das sind die Vlitiel- untl Oberschich¬
ten und die von diesen vertretenen wirt¬
schaftlichen Interessengruppen, die über
schlagkäftige Organisationen verfügen.
Das ist insofern auch verständlich, als es
die staatliche Verwaltung schon aus ar¬
beitsökonomischen Gründen oft lieber mit
klar identifizierbaren Kundenkreisen zu
tun hat als mit diffusen Gruppen ohn¬
mächtiger (Sprach-. Rechts-. Informa-
tions- etc. -unkundiger) und oft nur
schwach organisierter Betroffener. Beob¬
achtet man die NPM-Praxis. so fällt jeden¬
falls auf. dass sich unter den Kunden viel
öfter die problemverursachenden Ziel¬
gruppen und erheblich seltener die Pro¬
blembetroffenen finden. So werden eher
Eigentümer als Mieter, eher l mweltbela-
ster ab l mweltbenachteiligte. eher Arzte
ab Patienten etc. mit dein Kundenbegriff
beglückt. Es scheint, dass die Problemver-
uisacber mit ihrem neu erworbenen Kun¬
denstatus recht gut leben, während die
Problembetroffenen weiterhin dazu verur¬
teilt sind, das Spiel der Mächtigen von den
armseligen Iribiincn der Fernsehzuschau¬
er zu betrachten. I nd wo bleibt da das
Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetz?
Der Rechtsstaat ist eine Errungen¬
schaft bürgerlicher und sozialdemo¬
kratischer Kämpfe
Vlit der Gleichheit stellt gleichzeitig auch
der Rechts- und Sozialstaal auf dem Spiel.
Auch auf tlie Gefahr hin. als ewiggestriger
Konservativer zu gelten, halte ich an mei¬
ner These fest: Als Instrument gegen Will¬
kür. Privilegienherrschaft und Korruption
nimmt der Rechtsstaat in der sozialdemo¬
kratischen Wertehierarchie einen sehr ho¬
hen Stellenwert ein. Er ist Garanl für
Gleichheit und Vorhersehbarkeit und hat
sich, nicht zuletzt aufgrund zahlreicher
sozialdemokratischer Vorstösse aus den
sechziger und siebziger Jahren, im Straf¬
recht, im Verwaltungsrecht und auch im
neueren sogenannten reflexiven Recht be¬
wahrt. Line der wichtigsten Konkretisie¬
rungen des Rechtstaatsgebotes liegt im
Erfordernis einer klaren gesetzlichen
Grundlage für politisch-administratives
I landein. Man spricht von Konditional¬
programmen (nach dein Muster: Wenn -
Darm), die der Verwaltung, immer im Hin¬
blick aufdie Lösung bestimmter Probleme
in einem mehr oder weniger deutlich vor¬
gegebenen Sinne an die Hand gegeben
werden. Wer behauptet. Konditionalpro¬
gramme seien eine unzulässige Kessel für
eine flexible Verwaltung, verkennt, dass
im Vollzug auch die rigidesten Gesetze
Spielräume für angemessene Problemlö¬
sungen enthalten. Ausserdem lehren histo¬
rische Erfahrungen nüi willkürlichem
Staatshandeln, dessen Zweck die Mittel
heiligt, dass unter solcher Willkürherr-
scbafl vor allein jene zu leiden haben, die
sich nicht wehren können.
K.s ermangelt nichl einer gewissen Ironie,
wenn heute Kreise der Wirtschaft zusam¬
men mit sozialdemokratischen Protagoni¬
sten des NPVI gegen solche konditionalen
Regulierungsprogramme antreten. Denn
es waren gerade Sozialdemokraten und
VV irtschaftsvertreter, die noch vor kurzem
(und meines Erachtens zu Recht) überein¬
stimmend Vorhersehbarkeit und klare ge¬
setzliche Grundlagen als unabdingbare
Voraussetzung für wirtschaftliche Stabili¬
tät und Prosperität angesehen haben.
Die gegenwärtig landauf landab unter derPS s
Devise betriebswirtschaftlicher Effizienz
geführte Kampagne gegen Konditional¬
programme und «Limit direkt auch gegen
das Reclitstaatsprinzip kann und dar! dir
Sozialdemokratie nicht mittragen. Regu¬
lierung ist für komplexe Gesellschaften
unabdingbar. In Gestall sinnvoller und
im In überbordender staatlicher Rcgclun-
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gen isl sie ein besserer Garant für einen
angemessenen Betroffenenschutz als ein¬
seitig verfügte Normen kartellistisch orga¬
nisierter gesellschaftlicher Gruppen. Ein
ähnliches Raisonnemenl drängt sich auch
zum Sozialstaatsprinzip auf, das durch
einkommensunabhängige Abgaben für
Kundenleistungen staatlicher Einrichtun¬
gen in Krage gestellt wird.
Muss öffentliches Management
unsozialdemokratisch sein?
Es isl zweifellos der NPVI-Beweguiig zu
verdanken, dass die bereits in den achtzi¬
ger Jahren im engen Rahmen der Politik-
iind Evaliiationsforschiiiig geführte De¬
batte über die Bedingungen wirksamer
öffentlicher Politiken nunmehr aufbreiter
Frontgeführt wird. Dass dabei namentlich
der Einsatz der Ressource Geld im Zen¬
trum sieht, isl bei der gegenwärtigen Lage
der öffentlich Finanzen nicht verwunder¬
lich. Diese Situation stellt eine Chance der
Sozialdemokratie dar. ihr alles Postulat
nach einem Ausbau von Demokratie in
Staat und Gesellschaft, von Rechts- und
Sozialstaat im Sinne der obigen Ausfüh¬
rungen einmal mehr anzumelden. Denn
gerade die Sozialdemokratie muss an
wirksamen öffentlichen Politiken und. wie
gezeigt, am ökonomischen Einsatz aller
öffentlicher Ressourcen interessiert sein.
Sozialdemokratisches öffentliches Mana¬
gement muss indessen die vom NPM gefor¬
derte Reduktion der Steuerung öffentli¬
cher Politiken auf eine blosse Outpuf-
steuerung des Politikumsetzungsprozes¬
ses zurückweisen. Demokratische Steue¬
rung Öffentlicher Politiken setzt eine Mit¬
wirkung von öffentlichkeit und Parlamen¬
ten an der Ausgestaltung sämtlicher acht
oben erwähnter Ressourcen entlang des
ganzen Politikprozesses voraus.
Wesentliche Grundsatzentscheide sind
von Parlamenten und nicht von Regierun¬
gen zu treffen. Es ist die Aufgabe der
Regierenden, den Regierten zu erklären,
inwiefern Wichtiges wichtig und l [wich¬
tiges unwichtig isl. Wenn es den Wichtigen
in unserem Staat nicht mehr gelingt, den
«I nwichtigen» zu erklären, warum VV iih-
tiges wichtig und l nwichtiges unwichtig
ist. sind die VV ichtigen offenbar nicht mehr
wichtig und die l nwichtigen nicht mehr
unwichtig. Diese Kommunikationsleistung
muss (und müsste von jeher) unter ande¬
rem auch jede politische Partei erbringen.
Gefordert ist heute in Anbetracht der tat¬
sächlich zunehmenden Knappheit samt -
lieber öffentlicher Ressourcen ein neuer
Diskurs über ihre nachhaltige Nutzung ims s
Hinblick auf die Lösung kollektiver Pro¬
bleme. Das gilt nur auf den ersten Blick für
die (noch) relativ leicht erneuerbare Res¬
source Geld. V iel besorgniserregender sind
meines Erachtens das leise Schwinden der
kostbareren Ressourcen politischer Grund¬
konsens und Zeit oder die Abnützung der
Ressource Recht. Ein Verzicht auf diese
Debatte bedeutet eine Bankrotterklärung
des Politischen vor dem Technischen. Die
öffentliche Erörterung des Politischen in
angeblich Technischen war seit je auch
eine historische Chance der Sozialdemo¬
kratie in ihrem Kampf gegen die Despotie
derjenigen, die ihre Vorherrschaft mit an¬
geblich technischen Naturgesetzen zu legi¬
timieren suchten.
Peter Knoe ,f, 1. 1 'ro essor in Po itikana-
lyse und 1 IIIVU'I 1" itik am Ins litut des
liiiutes ('tut es in ad ninsti ation tublique
(IDI IK. AP). S M emeindei ,n Uli Crissier
(VI)).
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